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►AKTUELL: REGIERUNGSENTWURF EINES STEUERMODERNISIERUNGSGESETZES

Nach der Änderung von Steuergesetzen ist vor der 
Änderung von Steuergesetzen. Dies gilt auch aktuell, 
wo gerade erst das Steueränderungsgesetz 2015 ver-
abschiedet wurde, folgte sogleich der Regierungs-
entwurf des Steuermodernisierungsgesetzes, womit 
die Kontinuität des Wandels im Steuerecht weiter 
manifestiert wird. Das Steuermodernisierungsgesetz 
zielt primär auf verfahrensrechtliche Aspekte ab und 
verfolgt die Ziele, das Besteuerungsverfahren wirt-
schaftlicher und zweckmäßiger zu machen – wobei 
offen bleibt, wie stark hier die Perspektive des Staa-
tes oder der Bürger im Vordergrund steht –, Daten-
übermittlungspflichten Dritter zu harmonisieren 
sowie Steuererklärungsfristen und Verspätungszu-
schläge zu vereinheitlichen. Über einige dieser As-
pekte hatte ich an dieser Stelle bereits im Oktober 
2015 berichtet. 
Zwischen dem Referentenentwurf und dem Regie-
rungsentwurf haben sich Veränderungen ergeben. 

Gut für Arbeitnehmer ist, dass der Härteausgleich 
für nicht der Lohnsteuer unterworfene Bezüge, die 
nur knapp die Freigrenze von 410 € überschreiten, 
beibehalten werden soll. Eine vollautomatische Fall-
bearbeitung soll nur noch bei Steuererklärungen und 
nicht mehr bei allen Steuerverwaltungsakten mög-
lich sein und außerdem durch qualifizierte Freitext-
felder modifiziert werden, mit denen man dafür 
sorgen kann, dass zumindest diese von einem Amts-
träger in Augenschein genommen werden. Die vor-
gesehene Zustimmung zur Bekanntgabe von Verwal-
tungsakten mittels Bereitstellung zum Datenabruf 
soll mit Wirkung für die Zukunft widerruflich sein. 
Grundsätzlich passen die Regelungen zu dem Ziel, 
das Besteuerungsverfahren an aktuelle Kommunika-
tionsmittel und -gewohnheiten anzupassen. Es bleibt 
zu hoffen, dass am Schluss stärker nicht durch die 
Hintertür fragwürdige staatgelenkte Kommunikati-
onsmittel wie die de-Mail aufgezwungen werden. 

►FÄLLIGKEITSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG JANUAR UND FEBRUAR 2016 
 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 11.01.2016 10.02.2016 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag – – 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag – – 

Umsatzsteuer2 11.01.2016 10.02.2016 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung – 10.02.2016 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 14.01.2016 15.02.2016 

Gewerbesteuer – 15.02.2016 

Grundsteuer – 15.02.2016 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 – 18.02.2016 

Sozialversicherung4 27.01.2016 25.02.2016 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an An-
teilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende (bei Dau-

erfristverlängerung einen Monat später) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 

dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Die Schonfrist endet damit entsprechend früher. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

4 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jeweilige Einzugs-
stelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage 
vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf 
einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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► UNTERNEHMER/BETEILIGUNGEN 

Keine Ansparabschreibung bei beabsichtigter 
Buchwerteinbringung eines Unternehmens in eine 
Kapitalgesellschaft 
Die Investitionsfähigkeit kleiner und mittlerer Un-
ternehmen konnte bis 2006 durch eine sog. Anspar-
abschreibung gefördert werden. Der Ansparab-
schreibungsbetrag betrug 40 % der voraussichtlichen 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten von neuen 
abnutzbaren Wirtschaftsgütern. Voraussetzung war 
unter anderem, dass die Investition innerhalb von 
zwei Jahren nach Inanspruchnahme der Ansparab-
schreibung durchgeführt wurde. 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die An-
sparabschreibung nicht geltend gemacht werden 
darf, wenn bei Abgabe der Steuererklärung feststeht, 
dass das Unternehmen die Investition nicht mehr 
durchführen wird, weil es zu Buchwerten in eine 
Kapitalgesellschaft eingebracht werden soll. 

Provisionszahlungen einer Personengesellschaft 
an beteiligungsidentische GmbH müssen Fremd-
vergleich standhalten 
Provisionszahlungen einer Personengesellschaft an 
eine GmbH, an der alle Personengesellschafter betei-
ligt sind (sog. beteiligungsidentische GmbH), kön-
nen nur dann als Betriebsausgaben abgezogen wer-
den, wenn die getroffenen Vereinbarungen einem 
Fremdvergleich standhalten. Dazu gehört ein wirk-
samer Vertrag mit angemessenen Bedingungen, der 
auch tatsächlich vertragsgemäß durchgeführt wird. 
Dabei kommt es gemäß Bundesfinanzhof nicht da-
rauf an, welchen Umfang die Geschäftsbeziehungen 
zwischen den Gesellschaften haben. 

Darlehensverlust eines ausgeschiedenen GmbH-
Gesellschafters kann nachträglich zu einem Ver-
äußerungsverlust führen 
Die alleinige Gesellschafterin einer GmbH veräußer-
te 2003 ihren Geschäftsanteil zum Anschaffungs-
preis, sodass sich kein Veräußerungsgewinn ergab. 
In der Steuererklärung gab sie diesen Sachverhalt 
mangels steuerlicher Auswirkung nicht an. Sie hatte 
der GmbH schon vor Anteilsveräußerung ein kapi-
talersetzendes Darlehen gewährt, das durch die Ein-
tragung einer nachrangigen Grundschuld auf einem 
GmbH-Grundstück abgesichert war und auch nach 
dem Anteilsverkauf bestand. 2008 fiel dieses Darle-
hen aufgrund der Insolvenz der GmbH endgültig 
aus, weil der Zwangsversteigerungserlös des 
Grundstücks aufgrund der nachrangigen Grund-
schuld nicht ausreichend war. Die Gesellschafterin 
meinte, der Darlehensverlust gehöre zu den An-
schaffungskosten der GmbH-Beteiligung und führe 
somit nachträglich zu einem Veräußerungsverlust. 
Der bestandskräftige Einkommensteuerbescheid 

2003 müsse deshalb rückwirkend geändert werden. 
Das Finanzamt lehnte dies ab, weil die Anteils-
veräußerung ursprünglich nicht erklärt worden war. 
Der Bundesfinanzhof entschied zugunsten der Ge-
sellschafterin, weil es der Änderung eines bestands-
kräftigen Steuerbescheids nicht entgegensteht, dass 
der Sachverhalt dort nicht berücksichtigt war. 

►GRUNDSTÜCKSEIGENTÜMER/VERMIETER 

Vorweggenommene Werbungskosten bei Einkünf-
ten aus Vermietung und Verpachtung 
Aufwendungen können als vorweggenommene 
Werbungskosten abgezogen werden, wenn ein wirt-
schaftlicher Zusammenhang zwischen den Aufwen-
dungen und der angestrebten Einkunftsart besteht. 
Fallen solche Aufwendungen mit der beabsichtigten 
Vermietung einer leer stehenden Immobilie an, müs-
sen bestimmte Voraussetzungen erfüllt sein. Dazu 
gehört, dass der Eigentümer erkennbar beabsichtigt, 
aus dem Objekt durch Vermietung Einkünfte zu er-
zielen. Auch jahrelange erfolglose Umbauarbeiten 
ändern an dieser Beurteilung nichts, wenn sich der 
Bauherr nach Kräften bemüht hat, die Arbeiten vo-
ran zu treiben. 
Ist bei einem solchen Objekt mit mehreren Wohnun-
gen beabsichtigt, eine der Wohnungen selbst zu nut-
zen, sind die vorab entstandenen Werbungskosten 
um die entsprechende Quote zu kürzen. 

Nießbraucher ist nicht wie ein Wohnungseigen-
tümer zu behandeln 
Der Nießbraucher einer Eigentumswohnung ist nicht 
verpflichtet, die Inanspruchnahme des Sondereigen-
tums für Maßnahmen am Gemeinschaftseigentum 
zu dulden. Ferner sind Streitigkeiten der Eigentü-
mergemeinschaft mit Nießbrauchern keine Woh-
nungseigentumsangelegenheiten. Dies hat der Bun-
desgerichtshof entschieden. 
In dem vom Gericht entschiedenen Fall plante eine 
Wohnungseigentümergemeinschaft die Sanierung 
von Terrassen und Balkonen. Die Verwalterin wurde 
von den Eigentümern ermächtigt, gerichtliche Schrit-
te gegen „Eigentümer“ einzuleiten, die die Durch-
führung der Maßnahme behindern oder den Zugang 
zu den zu sanierenden Stellen verweigern sollten. 
Die Nießbraucher einer Eigentumswohnung verwei-
gerten das Betreten der von ihnen bewohnten Woh-
nung zum Zwecke der Sanierung und sprachen ge-
gen die beauftragten Unternehmen ein Hausverbot 
aus. Auf der Grundlage des Beschlusses der Eigen-
tümergemeinschaft klagte die Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer auf Duldung der Sanierungs-
arbeiten. Sie stützte ihre Klage auf Regelungen des 
Wohnungseigentumsgesetzes (WEG). 
Nach Ansicht des Gerichts rechtfertigen die Vor-
schriften des WEG kein Vorgehen gegen Fremdnut-
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zer, zu denen auch Nießbraucher gehören. Auch ei-
ne entsprechende Anwendung der Vorschriften kä-
me nicht in Betracht, weil das Gesetz keine Rege-
lungslücke aufweise. Ebenso wären auch weitere 
zivilrechtliche Ansprüche gegen den Nießbraucher 
nicht möglich, da diese den einzelnen Wohnungsei-
gentümern zuständen und nicht von der Gemein-
schaft geltend gemacht werden könnten. Im Ergeb-
nis hat das Gericht klargestellt, dass Streitigkeiten 
mit Nießbrauchern oder sonstigen Fremdnutzern 
von Wohnungseigentum, wie z. B. Mietern, keine 
wohnungseigentumsrechtlichen Streitigkeiten sind. 
Es fehlt an einer Rechtsbeziehung zur Gemeinschaft. 
Einem Nießbraucher steht weder ein Stimmrecht in 
der Wohnungseigentümerversammlung zu, noch die 
Befugnis, Beschlüsse anzufechten. 

►UMSATZSTEUER 

EU-Recht erweitert Umsatzsteuerfreiheit von Pfle-
geleistungen 
Unternehmer, die Pflegeleistungen an hilfsbedürftige 
Menschen erbringen, können sich für die Umsatz-
steuerfreiheit unmittelbar auf das Unionsrecht beru-
fen. Dieses befreit Pflegeleistungen weiter gehend als 
das nationale Recht von der Umsatzsteuer. Für die 
Befreiung ist erforderlich, aber auch ausreichend, 
dass die Pflegekraft mit der Pflegekasse auf Grund 
ihrer Kenntnisse einen Vertrag über Pflegeleistungen 
abschließen kann. Der tatsächliche Abschluss eines 
Vertrags ist nicht erforderlich. 

Rückwirkende Änderung der umsatzsteuerlichen 
Bemessungsgrundlage für die private Nutzung ei-
nes im Übrigen unternehmerisch genutzten Ge-
bäudes nicht zu beanstanden 
Ein Unternehmer kann ein Grundstück, das er teils 
unternehmerisch, teils nichtunternehmerisch (regel-
mäßig zu eigenen Wohnzwecken) nutzt, insgesamt 
dem Unternehmensvermögen zuordnen. Für vor 
dem 01.01.2011 hergestellte oder angeschaffte Ge-
bäude kann er die für die Anschaffung bzw. Herstel-
lung in Rechnung gestellte Umsatzsteuer in voller 
Höhe als Vorsteuer abziehen. Gleichzeitig muss er 
die private Nutzung der Umsatzsteuer unterwerfen 
(sog. Seeling-Modell). 
Bemessungsgrundlage für die Umsatzsteuer waren 
bis zum 30.06.2004 die bei Ausführung der Umsätze 
entstandenen Kosten. Hierzu gehörten auch die Ab-
setzungen für Abnutzung in Höhe von 2 % jährlich. 
Mit Wirkung ab 01.07.2004 sind die Ausgaben Be-
messungsgrundlage. Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten sind auf zehn Jahre (und nicht mehr 50 
Jahre) zu verteilen, sodass sich die Umsatzsteuer 
erheblich erhöht. Die Neuregelung erfolgte durch ein 
im Dezember 2004 erlassenes Gesetz. 

Die rückwirkende Erhöhung der Bemessungsgrund-
lage ist nach Auffassung des Bundesfinanzhofs ver-
fassungsrechtlich nicht zu beanstanden. Ein Unter-
nehmer konnte spätestens ab April 2004 nicht mehr 
darauf vertrauen, dass die Anschaffungs- bzw. Her-
stellungskosten nur mit 2 % in die umsatzsteuerliche 
Bemessungsgrundlage einfließen. Unionsrechtliche 
Bedenken gegen die neue Bemessungsgrundlage be-
stehen ebenfalls nicht. 

►ARBEITGEBER/ARBEITNEHMER 

Freie Unterkunft oder freie Wohnung als Sachbe-
zug ab 01.01.2016 
Die Gewährung freier Unterkunft oder freier Woh-
nung ist bei der Berechnung der Lohnsteuer und der 
Sozialversicherungsbeiträge zu berücksichtigen. 
Dabei ist zu unterscheiden zwischen 
· freier Wohnung: 

- Stellt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine 
Wohnung unentgeltlich zur Verfügung, ist der 
ortsübliche Mietpreis zu berücksichtigen, für 
Nebenkosten der Endpreis am Abgabeort. 

- Unter einer Wohnung ist eine Einheit von 
Räumen zu verstehen, in denen ein selbst-
ständiger Haushalt geführt werden kann. 

· freier Unterkunft: 
- Werden Räume überlassen, die keine Woh-

nung sind, handelt es sich um eine Unter-
kunft. 

- Ab dem 01.01.2016 gelten unverändert folgen-
de Sachbezugswerte: 

 

Wohnung Unterkunft 

Monat 
 
€ 

Kalen-
dertag 
€ 

m² 
normal 
€ 

m²  
einfach 
€ 

223,00 7,43 3,92 3,20 
 

- Heizung und Beleuchtung sind in diesen Wer-
ten enthalten. Der Wert der Unterkunft kann 
mit dem ortsüblichen Mietpreis bewertet wer-
den, wenn der Tabellenwert nach Lage des 
Einzelfalls unbillig wäre. 

- Ist der Arbeitnehmer in den Haushalt des Ar-
beitgebers aufgenommen oder ist die Unter-
kunft mit mehreren Beschäftigten belegt, ver-
mindern sich der Wert von 223,00 € um 15 % 
auf 189,55 €. 

- Für Jugendliche bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres und für Auszubildende be-
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trägt der Sachbezugswert 189,55 € im Monat 
(6,32 € kalendertäglich). 

Freie Verpflegung als Sachbezug ab 01.01.2016 
Erhalten Arbeitnehmer als Arbeitsentgelt Sachbezü-
ge in Form von Verpflegung, richtet sich der Wert 
nach der Sachbezugsverordnung. 
Die sich aus der Sachbezugsverordnung ergebenden 
Werte werden in die Berechnung der Lohnsteuer 
und der Sozialversicherungsbeiträge einbezogen. 
Die freie Verpflegung umfasst die Mahlzeiten Früh-
stück, Mittagessen und Abendessen. Stellt der Ar-
beitgeber nicht alle Mahlzeiten zur Verfügung, ist 
der anteilige Sachbezugswert nur für die gewährte 
Mahlzeit anzusetzen. Für Jugendliche und Auszu-
bildende gibt es keinen Abschlag mehr. Für Fami-
lienangehörige sind geringere Werte anzusetzen. 
Ab dem 01.01.2016 gelten folgende Werte: 
 

 Monat 
€ 

Tag 
€ 

freie Verpflegung 

alle Mahlzeiten 236,00 7,87 

teilweise Verpflegung 

Frühstück 50,00 1,67 

Mittag- u. Abendessen je 93,00 3,10 
 
Bei der Gewährung von unentgeltlichen oder verbil-
ligten Mahlzeiten im Betrieb sind für sämtliche Ar-
beitnehmer einheitlich anzusetzen: 
· 1,67 € für das Frühstück 
· 3,10 € für Mittag-/Abendessen. 

Vergütungspflicht bei Leistung höherwertiger Tä-
tigkeiten im Rahmen eines Praktikums 
Wer Praktikanten mit Tätigkeiten betraut, die hö-
herwertig sind als die vertraglich vereinbarten, hat 
diese zu vergüten. Dies hat das Bundesarbeitsgericht 
im Falle einer Klinik für Psychiatrie entschieden. 
Diese hatte einer angehenden Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeutin ein unentgeltliches Prakti-
kum angeboten, welches jene im Rahmen ihrer Aus-
bildung zu absolvieren hatte. Die der Praktikantin 
und späteren Klägerin zugewiesenen Aufgaben gin-
gen aber über die in der Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung vorgesehenen Inhalte hinaus. So 
erledigte die Praktikantin regelmäßig an zwei Tagen 
pro Woche Tests und therapeutische Tätigkeiten ei-
genständig und in für die Klinik wirtschaftlich ver-
wertbarer Art und Weise. Auch führte sie bei einem 
Patienten regelmäßig Einzeltherapiestunden selbst-

ständig und ohne Aufsicht oder individuelle Nach-
besprechung durch und übernahm Therapiesitzun-
gen von fest angestellten Psychotherapeuten vertre-
tungsweise bei deren Abwesenheit. Solche eigen-
ständigen Tests und Patientenbehandlungen waren 
in der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung in 
diesem Stadium der Ausbildung nicht vorgesehen. 
Die Praktikantin klagte auf Vergütung der von ihr 
geleisteten, über den Praktikumsgegenstand hinaus-
gehenden Leistungen und bekam Recht. Dabei ver-
wies das Bundesarbeitsgericht darauf, dass Leistun-
gen, wie sie die Klägerin erbracht habe, nur gegen 
Zahlung der üblichen Vergütung zu erwarten seien. 

►ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

Antragsveranlagung: Keine Wahrung der Antrags-
frist allein durch die Übermittlung der elektroni-
schen Steuererklärung 
Besteht das Einkommen eines Steuerbürgers ganz 
oder teilweise aus Einkünften aus nichtselbstständi-
ger Arbeit, von denen ein Lohnsteuerabzug durch 
den Arbeitgeber vorgenommen worden ist, wird 
eine Einkommensteuerveranlagung nur in vom Ge-
setz bestimmten Fällen durchgeführt. Ergänzend 
bestimmt das Einkommensteuergesetz, dass eine 
Veranlagung dann durchgeführt wird, wenn sie be-
antragt wird. Die Antragsveranlagung dient in erster 
Linie der Anrechnung der Lohnsteuer auf die Ein-
kommensteuer, wenn steuermindernde Tatsachen 
im Lohnsteuerabzugsverfahren nicht berücksichtigt 
werden konnten. Der Antrag ist durch die fristge-
rechte Abgabe einer Einkommensteuererklärung zu 
stellen. Dabei ist unbedingt die Festsetzungsfrist von 
vier Jahren zu beachten. 
Ein Arbeitnehmer gab seine Einkommensteuererklä-
rung für das Jahr 2009 am 22.12.2013, also wenige 
Tage vor Ablauf der vierjährigen Festsetzungsver-
jährungsfrist, ab. Die für die Einkommensteuererklä-
rung relevanten Daten übermittelte der Arbeitneh-
mer im Wege der Datenfernübertragung über das 
Internet unter Verwendung des Programms „Elster-
Formular“. Die erforderliche komprimierte Steuer-
erklärung reichte er erst am 27.02.2014 beim Finanz-
amt ein, also nach Ablauf der vierjährigen Festset-
zungsverjährungsfrist. Das Finanzamt lehnte den 
Antrag auf Veranlagung zur Einkommensteuererklä-
rung wegen des Ablaufs der maßgeblichen Frist ab. 
Das Finanzgericht Baden-Württemberg gab dem Fi-
nanzamt Recht: Wird eine elektronische Steuererklä-
rung im nicht authentifizierten Verfahren übermit-
telt, geht sie dem Finanzamt erst zu dem Zeitpunkt 
zu, zu dem diesem durch Einreichung der kompri-
mierten Steuererklärung die für den Übermittlungs-
vorgang vergebene Telenummer bekannt wird. 
Auch die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
gewährte das Finanzgericht nicht. Der Bundesfi-
nanzhof muss sich nun mit dem Fall beschäftigen. 


